
 

Landkreistag Sachsen-Anhalt            
 
 
Ausschuss für Gesundheit, Schule und Soziales  
 
62. Sitzung am 5. November 2019 in Magdeburg, Geschäftsstelle 
 
TOP 3 Kommunale Verfassungsbeschwerde gegen das Landesausfüh-

rungsgesetz zum Unterhaltsvorschussgesetz  
 

 
Beratungsgrundlage: 
 
Landräte-Schreiben Nr. 031/2019 vom 26. August 2019 
Schreiben der Kommunalen Spitzenverbände vom 21. August 2019  
Schreiben des Ministeriums für Arbeit, Soziales und Integration vom 25. September 
2019 
 
Bisherige Beratung: 
    
Landräte-Seminar 92. Sitzung 23./24.08.2018 TOP   1 
Präsidium 191. Sitzung 03.09.2018 TOP   3 
Fachausschuss „Finanzen“ 66. Sitzung 06.11.2018 TOP   3 
Fachausschuss „Soziales“ 59. Sitzung 13.11.2018 TOP   3 
Landräte-Seminar 93. Sitzung 29./30.11.2018 TOP   1 
Präsidium 192. Sitzung 10.12.2018 TOP   3 
Fachausschuss „Soziales“ 60. Sitzung 05.02.2019 TOP   3 
Fachausschuss „Finanzen“ 67. Sitzung 26.02.2019 TOP   3 
Präsidium 193. Sitzung 04.03.2019 TOP   3 
Landräte-Seminar 94. Sitzung 14./15.03.2019 TOP   1 
Präsidium 
Fachausschuss „Finanzen“ 

194. Sitzung 
68. Sitzung 

20.05.2019 
04.06.2019 

TOP   3 
TOP 12 

Fachausschuss „Soziales“ 61. Sitzung 11.06.2019 TOP   3 
Landräte-Seminar 95. Sitzung 27./28.06.2019 TOP   6 
Präsidium 195. Sitzung 05.08.2019 TOP   4 
Präsidium 196. Sitzung 23.09.2019 TOP   4 
Fachausschuss „Finanzen“ 69. Sitzung 29.10.2019 TOP   7 
 
Weitere Beratung: 
    
Landräte-Seminar 96. Sitzung 14./15.11.2019  
Präsidium 197. Sitzung 09.12.2019  

 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Fachausschuss nimmt den Bericht der Geschäftsstelle zum Stand der UVG-

Verfassungsbeschwerde zustimmend zur Kenntnis.  
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2. Die Landkreise werden gebeten, eigene Daten zu möglichen Be- und Entlas-
tungswirkungen des Unterhaltsvorschuss-Änderungsgesetzes insbesondere im 
Rechtskreis SGB II nur in enger Abstimmung mit der Geschäftsstelle herauszu-
geben.  

 
Sachverhalt: 
 
Das Landesverfassungsgericht hat die mündliche Verhandlung zur UVG-
Verfassungsbeschwerde auf den 26. November 2019, 10.00 Uhr, anberaumt.  
 
Zur Vorbereitung dieses Termins findet ein Abstimmungsgespräch mit dem Verfah-
rensbevollmächtigten der Landkreise, Herrn Prof. Dr. Hellermann, am 22. Oktober 
2019, 15.30 Uhr, in unserer Geschäftsstelle statt.  
 
Erörtert werden soll auch die Bitte des Ministeriums für Arbeit, Soziales und Integra-
tion (MS) aus dem Schreiben vom 25. September 2019 (Anlage), von den einzelnen 
Landkreisen Zahlen und Materialien zu erhalten, „aus denen die Wirkungen der No-
vellierung des UVG auf das SGB II gefolgert werden können“.  
 
Im Vorfeld hatte das Ministerium für Arbeit, Soziales und Integration (MS) bereits mit 
Schreiben vom 6. August 2019 die beiden Kommunalen Spitzenverbände „um be-
lastbare Zahlen und Daten hinsichtlich der Be- und Entlastungswirkung des Unter-
haltsvorschuss-Änderungsgesetzes unter Einbeziehung des SGB II“ gebeten. 
 
Mit Schreiben vom 21. August 2019 haben wir als Kommunale Spitzenverbände ge-
genüber dem MS erklärt, dass sich die erbetenen Daten belastbar nicht ermitteln las-
sen. Die beiden Rechts- und Rechnungskreise UVG und SGB II seien vielmehr 
grundsätzlich getrennt zu betrachten.  
 
Mit Blick auf die anhängigen kommunalen Verfassungsbeschwerden haben wir die 
Landkreise gebeten, auf entsprechende Anfragen des Landes ausgesprochen vor-
sichtig zu reagieren, weil punktuelle Datenlieferungen zu gezielten Fehlinterpretatio-
nen genutzt werden könnten. 
 
Aus unserer Sicht ist es nach wie vor nicht möglich, Einspareffekte der Landkreise 
bei den KdU-Leistungen infolge der UVG-Novelle regelhaft zu beschreiben. Es sind 
keine amtlichen Statistiken bekannt, die die Wirkungszusammenhänge zwischen 
UVG-Leistungen und KdU-Leistungen belastbar darstellen.  
 
 
 
 


